
Pxotoko11 

über die Konferenzsitzung des Landtages vom 11. Jnner 1939 

Abwesend die krankheitshalber entschuldigten Abg. Risch & Georg Vogt. 

Anwesend Reg. Chef Dr. Hoop & Reg. Ch. St. Dr. Vogt 

Schriftführer Gasener 

Beginr 9 Uhr. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird nach nbringung einer 

Korrektur genehmigt. 

1. Einbürgerungsgesuche: 

a/ Dr. Kempner in Schellenberg 

b/ Dr. Georg Solmeson in Gamprin 

c/ Dr. In;. A rndt in Triesen 

DrVogt; Ich möchte ein paar grundsätzliche Erwägungen zur Ein- 

bäzerungspraxis festlegen. Seinerzeit Ist beschlossen worden, dase 

die Einbürgerungsgesuche vor der Eridigungin der Gemeinde dem 

Landtag zur Vorbehandlung vorgelegt werden massen. Dieser Modus 

Muss inskünf t ig M ga eingehalten werden. Zukünf t ig soll ein Ge- 

such iiberhaupt nicht mehr beha delt werden, das zuerst in der Ge- 

meinde behandelt wird. Es Ist für den Landtag ausserordentlich 

schwer, bei den heutigen Verhältnissen ein #ist einetim: nig ange- 

nommenes Gesuch durch den Landtag abzulehnen.. Der frühere Be- 

schluss des Landtag muss wieder wirksam gemacht werden. Der Landtag 

soll die Möglichkeit haben, Einb urgerungen abzuschneiden, bevor sie 

die Gemeinde passiert haben, Auch Seine Durchlaucht der Fürst kommt 

so In eine schwierige Lage. Es ist auch Tatsache, dase wir dauernd 

vor_ draussen bezw. mehr von schweizerischen Behörden gefragt werden, 

was bezgl. Pinbürgerung geechieht.. Die Sizuation wird für das Land 

dauern schwieriger und wir verlieren zusehends auch das Vertrauen 

in Bern. Ich gehe so nicht mehr nach Bern, vreil diese Frage immer 

wieder dort gestellt wird. Ich verstehe die finanziellen Interessen 

der Gomeinde, aber diese dürfen nicht mehr massgebend sein, sondern 

aussenpolitier: he Belange müssen für den Landtag wesentlich bestim- 

mend sein. ', --s 
ist für den Landtag aueserordahllioh schwer, ein Ge- 

suoh, das in der Gemeinde fast einstimmig angenommen worden is 9 
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abzulehnen. Ich sehe hier schwarz. Wenn man so weiter macht, ver- 

lieren wir da und dort den Boden. 

Präsident: Ich habe nachgesehen in den Protokollen wegen des letz- 

ten Beschlusses in dieser Sache. Er ist ee. nerzeit von mir ange- 

regt worden und doe Formulierung des Beschlusses Ist seine:. zeit 

so erfolgt. Ich würde begrüssen, das dieser Be:: chluss erweitert wird, 

dass die Einbuirgerungegeauche den Landtag präliminar durchgehen, 

bevor sie in die Gemeinden gehen. 

D. r. So1 dler: Ich erinnere moch noch an den seinerzeitigen Beschluss, 

daeq Emigranten oder Juden nicht einkebUrgert werten sollen, wenn 

nicht ein eminentes wirtschaftluches Interesse des Landes vorhan- 

den sei. Was die Judenfrage als solche anbelangt, glaube ich , ist 

eine grun_ds tzliehe Klärung notv: endig, die im Landtage nicht immer 

eindeutig war und zwar deshlab, weil hier das konfessionelle mehr- 

fach in den Vordergrund geschoben wurde. Dlese Einstellung ist faleohý, 

weil nicht die konfessionellen Rýoksichten im Ausland beriicksiohtigt 

werden, sondern Ihre Akunf t. Unsere Einbürgerungen wurden IM un- 

ter diesem Gesichtspunkte beurteilt/werden müssen. Ich glaube, dase 

diese Zustände im Ausland genau schwer beurteilt werden, ob er Is- 

raelit, Portestant oder Katholik Iet. Wenn man in Bern schon wie auoh 

im deutschen Reich unsere L+'inbiirgerungspraxis mit rrgwohn verfol- 

gen, dann sind wir aus aussenpolitischen Gründen verpfliohtet, hier 

unsere Koneequenten zu ziehen und uns auf diese Fälle zu beaohr. n- 

ken, wo ein eiminentes wirtschaftliches Interesse des Landes vorliegt. 

Ich würde empfehlen, diese grundsätzliche Frage bezgl. der Abkunft 

abzuklfiren, ob Konfession oder jüdische Abkunft ausschlaggebend ist. 

Andererseits muss abgeklärt werden, wie weit sich das eminente In- 

teresse de Stantes erstreckt* 
eeidegger: Ich bin sehr einverstanden mit den . usführungen dieser 

Herren, dass die Sache zuerst durch den Landtag aoll, bevor es an die 

Gemeinden komrnt. Aber wie stehen die Gemeinden draussen da. Wenn ei- 

ner eine so arme Gemeinde hinter sich hat. Ich wits<- to mir keinen an- 

deren : Ausweg, als durch Einbirgern. Wenn das eingestellt wird, so soll 

man uns helfen vom Lande. Wie sollen wir es machen. 

Präsident: Seinerzeit war die Meinung sodass wenn ein Fall u:: echul- 

dig aussieht so z. B. bei einer alten Dame uns. so würde er eine de- 
(3 
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Parate Behandlung erfahren. Ioh bin auch der Meinung, dass nach aus- 

sen nicht die Taufe, sondern das Blut angesehen wird. Für inländische 

Interessen ist das für mich nicht zu übersehen. Ein Jude, der sich 

zum Zwecke der Erreichung eines Zieles taufen laset, erachte ich 

Vlel schlechter, als jenerder die Religion beibehaltet. Was Bern 

'anbelangt, so würde Bern weniger Ingerenz genommen haben, wenn nicht 

wir ausdrücklich das gegenüber Bern betont h¬t ten. Ich bin für die 

EinbU. r«erunýren nie begeistert gewesen. Sie soll. ten eine Ehrensache 

sein und es sollten nur solche eingebürgert werden, die für unser 
Land ganz wünschbar eind. Nun hat sich aber die vtrtschaftliche Not 

reingestellt 
und aus dieser heraus ist es gesch? hen und zudem war 

Erbher die d utsche Grenze nicht so nah. Ieh bin sehr daf ür, dase 

man die äusserste Vorsicht walten laset, i{pr die meisten sind die 

; 
Franken, die sie bezahlen müseen, wieder leicht hereinbringlich, sie 
b i'ern sich nur aus wirtschaftlichen Vorteilen ein. 

ter-ý 
,t 

Ich echte noch darauf verweisen, dase auch in der Schweiz 
der Antisemitismus sowohl in Behördenwie im Volke stark im Wachsen 
ist. Das Judentum macht den Schweizern starke Konkurrenz im Kl. ein- 

gewerbe, Industrie und überall. In der Schweiz wird nicht mehr lange 

untersucht, sondern der Name entscheide schon beim Juden. Es geschieht 
dies aus der Sorge für die Sohweiz. Was die finanzielle Sache anbe- 
langt, begreife ich den Standpunkt der Gemeinden, besonders von Trie- 

een. Jber wir müssen hier Mittel und Wege suchen, um nicht alles an 
den Nagel Einbürgerungen zu hüngen. Je er muss auf die Mentalität 

des anderen Rücksicht nehmen aus Exietenzgründen. Diee umsomehr, ale 
Liechtenstein klein ist und einem aussenpolitischen Druck viel st . r- 
ker unterliegt. Wir müs: -en unsere Volkswirtschaft auf eigene k'tisse 

stellen und suchen u ser Land zu industrialisieren. Es wird möglich 

sein, ohne jüdisches Geld unsere Ar'beitervzu beschüftigen. Wenn in 

priesen 
genügend Arbeit ist, dann wird es in der Lage sein, aus sich 

selbst heraus die Schulden zu verzinsen und amortisieren. 
'70£, t Basil= Der Reg. Chef hat schon oft betont, dase in erster Linie 

das Land Schwierigkeiten bekommt mit den Einbürgerungen. Vielleioht 

könnte nur mehr der Staat einbürgern ud nicht mehr die Gemeinden. 

40 
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Präsident"Das widerspräche den heutigen Gesetzen und an der ge- 

setzlichen Grundlage würde ich heute nicht rütteln. 

. Chef: Die Ausführun(ren von Dr. Vog und Dr. Sch: dler stiin. aen 

collsti. ndig. wir haben in Bern erkl irt, vorläufig bürgern wir nicht 

mehr ein. Ich habe daruaf hingewiesen, dass die Gemeinden gezwungen 

waren und wenn wir von der Schweiz jene Hilfe haben, dass die Arbei- 

ter abgenommen werden-, verzichten wir auf die Einbür<<rerung, en und 

auf Gründung von Industrieen. Leider ist das auch nicht eingetreten 

bis heute. Die Zulassung der Arbeiter in der Schweiz ist wieder ge- 

scheitert am Widers taride der lokalen Behörden. 
'Ich 

kann mir fast 

nicht voretellen, wie die Gemeinden ihren Haushalt bestritten hüt- 

ten, wenn sie diese Melder nicht gehabt hätten. Ich habe kein Ein- 

bürgerungsgesuch befürworte t, aber auch keinen Widerstand geleistet. 
Die Gemeinden haben viel Geld eingenornen, eboneo auch das Land und 
die Sparkasse war auch froh um diese Gelder. Ee ist sehwierig. B. r- 

gern wir nicht ein, so ruskieren wir den finanziellen Zusannenbruoh 

de" Gemeinden und Schw chung der Lande: efinanzen. Biirc ert man ein, so 
können wir mit der Schweiz und Deutschland eine unangenehme Ausein- 

andersetzung bekom. nenldae vermieden werden sollte. Ee ist bisher in 

unserer Finanzwirtschaft ein wichtiger Faktor gewesen. Vielleicht 

kann man sich überlegen, von jetzt ab vor. Einbürgerungen abzustehen. 
BJ chel : Ich würde einen bezgl. Beschluss dem nhchs ten Landtag über- 

lassen. 

Hae1er: 
nGamlprin hat eine grosse Schuldenlast. Ioh würde glauben, wenn 

diese Leute ! egal aus Deutsch&and ausgewande; t Bindwürde Deutsch- 

land das gleich sein. 

2Schädler: Es ist klar, dasa sich der Vertreter der Gemeinde Gamprin 

r'ü. hrt, da er die Lage der Gemeinde kennt. I, ncnerhin aber kann man die- 

se Not nicht mit untauglichen Mitteln bekampfen, sondern mit taug- 

lichen. Ich glaube, es sollten, wenn Einbprgerungsgesuche komnen, der 

Landtag die Frage prüfen, ob nicht jenen Gemeinden solche zugewei- 

sen werden sollen, die in Diner unmittelbaren Notlage eind. Die Zu- 

weisung sollte durch die Regierung selbst erfolgen und nicht durch 

einen Reohteanwalt. Auoh Luxemburg hat in diesen Belangen atre ge 

Vorschriften gemacht.: Auch bei der Nied: rlassung halten eis sort 
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strenge Vorachriften. 

4eg 
"0 : vo. s stimzut, aber hier stehen wir hinter Luxemburg nicht 

zur: ick. Wir haben ein paar Juden herfeingelae:; cn, ab©r seit einiger 

Zeit haben vir regelmI. e ig abgewe: 3en und laa: ien keinen mehr horin. 

Ferner haben wir auch leii Beschluss des Landtages insofern angewen- 

det, dass wir getrachtet haben, die Juden abzuschieben. Es wird all- 

mählich eine S: uberung geben. 

Dr"Yo t_ ": ir können bei solchen, die hier sind, nur einen ständigen 

Druck auesben, dass sie langsam verschwinden. Man kann sie nicht ein- 

fach an die Grenze stellen 
Präsident: Der Antrag des Dr. Soh : dler wegen Zuweisung der Einbürgetun- 

gen durch die Begierung, so würde ich den Antrag nicht so formell n©h- 

men, eondern s.; en, dic: Regierung soll sich besprechen mit den Gemein- 

den"Es Würde sicher zu Konsequenzen führen. Intern kann man das re- 

geln, aber besehlussmweig 1Lg=t'das wegen der Konsequenzen nicht 

festlegen. 

r" ýchý dler: kýan kann so FibschwLahQn, dase man sagt, diQ hegierur_g kann 

die Zuweisung vornehmen. 

Der Landtag beschliesst einetimwig, dasfl jedes Einbürgerungsgeeuoh 

abgewiesen und nicht mehr behänd lt wird, das nicht vorher von der 

Regierung und vom Land tage vorbehund, - 1t worden ist. 

Präs ident: Fernbr wäre noch die von Dr. Scht? dler angeregte Klärung ZzZý 
bezgl. der Juden sbzuklfren, ob sie im Sinne desBlubes oder der Kon- 

fession als solche anzusehen sind. Ich würde empfehlen, dase der Land- 

tag unter Jude das versteht. waLs politisch unter Jude zu verstehen 

ist und ist es der Blutjude. Lxh möchte nicht sagen, das e man 
t 

einfach sagt, un. möglieh, es kann.:. ein Fall eintroten, wo man es verant- 

worten kanrl. Vienn eminente beffirwortendo Umetänd vorhanden sind, wü. r- 

de ich nicht ein absolutes Nein sagen. 

Dr"Schdler: Ic; h stelle mir vor, wenn einer Arbeit in grossem Umfan- 

8e beschafft, das wäre als eminentes Interesse zu werten. 

Ulk_ u h: Ich würde dem künftigen Landtag hier nicht den Weg weisen. 

Präsident: Ioh würde empigehlen, dieae drei Fii11e noch zu erledigen 

d dann soll für diese Poriode keiner mehr eingebürgert werden. 

Der 
neue Landtag soll sich dann die n nen Normen eohafren. Ee wird 

Schwer sein, Verpfliohtungen an den neuen Landtag zu geben, wenn inan 

-'iZ 
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nicht weiss, wie sie aufgefasst werden. Ich würde dem künftigen 

LandtAK freie Hand lassen. 

Dr. Sohýi-dler: Ich wollte nur den seinerzeitigen Beschluss des 

Landtages erneut wissen. Der neue Landtag kann dieses eminente 

wirtschaftliche Interesse wieder anders interpretieren. Ich gebe 

mich mit dem Hinweis auf diesen Landtagsb©sohluss zufrieden und 

auch dami t, dass , nan sich mit diesem Beschluss b fasst hat. 

Sodann behandelt der Landtag die vorliegenden drei Einburg-- 

rungen. 

1. Fall Solmsson wird vom Landtage mehrheitlich befürwortende 

Weite- Leitung an den Landesfürsten beschlossen. 

2. lall Dr. Friedrich Kempner wird ebenfalls mehrheitlich ange- 

nom: aen. 
mebheitlich/ 

3" Fall Dr. Ing. S. Arndt wird ebenfalls au genomnen unter der 

Voraussetzung, dass die, Informationen entsprechend sind und sich 

nichts Dachteiliges ergibt, anederenfalla müsste der Fall nochmals 

den Landtag passieren. 

4" Gesuch des Ing, Haas um 4' euerfreiheit und Fabrikmietezahlung. 

Re Chef verweist darauf, daas Ing Haas eine Farikation einer klei- 

nen Sahreibmasehin plane. Die Finanzierung gesehe durch schweizeri- 

sehe Interessenten und Hass habe das Ersuchen gestellt wenn er 

die Montage der Maschine in Liechtenstein vornehme, dass man dem 

Unternehmern angeixhts des wirtschaftlichen Vorteiles bezgl. de ir- 

beitebesehaffung auf 15 Jahr Steuerire heit und die Fabrikmiete 

bezahle. 

i'räSident 
glaubt, daee die (*emeinden im Verhältnis der beschäftig- 

ten Arbeiter einen Beitrag leieten. Die entsprechenden Mietverträge 

mds° ten zur Einsicht aufgelegt werden. 

r, V_o t verweist auf das Wetrrenen de schweizerischen Gemeinden. 

Er wünsche, daes ein grundsätzlicher Be: "ohluss gefasst werde, dase 

die Regierung ermächtigt wärde, auf dieser Basis zu verhandeln. 

EPIZZZkuch befürwortet die 8ache, wenn das Land nichts investieren 

f4ese, Auoh Sohellenbe g interessiere sich und würd evtl. partizi- 

pieren an einem Beitrag, wenn Sohellenberger auch beschäftigt würden. 

Beak Wend. regt an, die Löhne vorerst zu regeln. 
li'L 
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Der Landtag M ist einstimmig grundsätzlich 

der Meinung, daee auf das Gesuch eingetreten werden Moll und beauf- 

tragt di Begierurg, auf dieser Basiei mit der Firma zu verhandeln. 

4 Bergbauernhilfe. 

Dr---V°t erv: <.. hnt, dass die Bergbauern in einer unangenehmer. Situation 

seien, indem sie noch viel Vihr verkaufen sollten und Heumangel 

drohe. Ee sollte für einen Viehabsatz gesorgt werden ud vetl. mit 

Mittel des Staates derselbegeflydo- t werden. 

Der Landtag ist mehrheitlich der Auffaseurg, da s di Not der Berg- 

baauern von Triese berg und Planken gelindert und der Viehabeatz da- 

durch gefördert werden soll, da:: s für diese Gemeinden wie früher 

Prämien f Ir den Käufer auegefplgt werde, Der Landtag bewilligt 

hiezu einetit mig einen Kredit von l're. 5ooo 

Mi t tags pause 
Präsident bringt abermals die Wahl der Lawe: nakoinmleslon zur Sprache. 

Nachdem Heidegger und l'erdi ich eine Wahl strikte ablehiien, bestelll 

der La, ndt ig eine neue Kommission bestehend aus den Abgeordneten: 

Ludwig Gep, elt, Franz Hoop, Elkuoh, Biasil Vogt und Dru 

Vogt als Vorsitzenden. 

Die Aufgabe dieser Kormnission soll die Prtff'ung MM verschiedener 

Angele]*enheiten des . Lawenawerkes sein. sodann hätte diese Koulnission 

dem Landtage zu refierieren und Anträge zu stellen. 

Anschliessen findet die erste Lesung des Abanderun agesetzes 
der Verfassung statt. 

n. nschlieseen 5f ontliche Sitzur um 3 Uhr. 
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